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Amtsgericht 
AZ: 

Verfahren wegen
Hauptverhandlung am 

Uhrzeit: __________________
Antrag auf Ablehnung wegen Besorgnis der Befangenheit gem. §§ 24 Abs. 2 u. 3/ 25 Abs. 2 Nr. 2 StPO
gegen Richter am Amtsgericht





Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit beantrage ich nach § 24 (2) StPO Richter… 

wegen der Besorgnis der Befangenheit abzulehnen, da ich die Besorgnis hege, dass er nicht neutral an meinen Fall herangeht. 
Gründe:

Richter…

hat mich in der heutigen Hauptverhandlung bei der Ermittlung meiner persönlichen Verhältnisse über mehr als nur meine Identitätsfeststellung vernommen vor der Belehrung darüber, dass ich die Aussage zur Sache verweigern kann.


Die Vernehmung über die persönlichen Verhältnisse des Angeklagten hat in 
1. Hinsicht den Zweck der Identitätsfeststellung. Sie bezieht sich daher nur auf die sogenannten „kleinen Personalien“, d.h. die in § 111 OwiG bezeichneten Angaben zu  Vor- und Familienname (ggf. Geburtsname), Geburtstag, Geburtsort, Familieinstand, Beruf, Wohnort und Staatsangehörigkeit. 

Nur insoweit bin ich als Angeklagter – ebenso wie bei der Vernehmung durch Staatsanwaltschaft oder Polizei – zur Aussage verpflichtet.

In 2. Hinsicht dient die Identitätsfeststellung der Personalien der Klärung von Prozessvoraussetzungen, d.h.der Verhandlungsfähigkeit des Angeklagten, das Vorliegen einer gegen ihn gerichteten Anklage und der Vergewisserung, dass der Angeklagte nach dem Eindruck, den er bei der Befragung macht, sich selbst verteidigen kann.

Eine über die Identitätsfeststellung hinausgehende Ermittlung der persönlichen Verhältnisse des Angeklagten, insbesondere von Vorleben, Werdegang, beruflicher Ausbildung und Tätigkeit, familiärer und wirtschaftlicher Verhältnisse (Kinder, Unterhaltszahlungen), sowie sonstiger Umstände, die für die Beurteilung der Tat und den Rechtsfolgeausspruch von Bedeutung sein können, gehört zur Vernehmung zur Sache. 

Der Angeklagte braucht wegen seiner Aussagefreiheit hierzu keine Angaben zu machen. Er kann diese verweigern, sofern sie schuld- und/oder rechtsfolgerelevant sind (vgl. hierzu: Meyer-Goßner, § 243, Abs. 5, Seite 1091, 61. Aufl., 2018)
Richter…

hatte mich bei der Feststellung der persönlichen Verhältnisse gefragt…
…….

…….

Diese Angaben sind/ 

die Angabe des Nettoeinkommens ist 

regelmäßig für den etwaigen Rechtsfolgeausspruch erheblich, d.h. sie haben Auswirkungen auf die Bemessung der Tagessatzhöhe einer eventuellen Geldstrafe oder die Bemessung einer etwaigen Bewährungsauflage.

Zudem erachtet die Strafprozessordnung die Zurückstellung der Vernehmung zu diesen Umständen bis nach der Beweisaufnahme als zweckmäßig, um für den Fall der Freisprechung oder Einstellung des Verfahrens unnötige Bloßstellungen des Angeklagten und überflüssige Erörterungen zu vermeiden (BGH NStZ 85, 561).

Die Fragen hierzu stellen somit eine vorgezogene, ohne Belehrung erfolgende und damit unzulässige Vernehmung des Angeklagten zur Sache dar (Meyer-Goßner/ Schmitt § 243 Rn. 12 m.w.N.; HK-Temming § 243 Rn. 7 m.w.N.)

Mit diesen Fragen ist Richter….


also in die Vernehmung des Angeklagten zur Sache eingetreten, ohne den Angeklagten über sein Aussageverweigerungsrecht zu belehren.

Bei den Vorschriften des § 243 Abs. 2 Satz 2 handelt es sich um fundamentale Verfahrensnormen; insbesondere handelt es sich bei der Belehrungspflicht des § 243 Abs. 5 Satz 1, 2 StPO um eine derart verfahrensrechtliche Zentralnorm, dass deren Missachtung eine willkürliche Verhandlungsführung von Richter…

sich einem verständigen Angeklagten geradezu aufdrängt.

Aus den oben genannten Gründen beantrage ich daher die Ablehnung von Amts-richter…

wegen der Besorgnis der Befangenheit. 

Ich beantrage, zur dienstlichen Äußerung des abgelehnten Richters vor der Entscheidung über den Ablehnungsantrag, Stellung zu nehmen.

Ich beantrage gem. § 24 Abs. 3 Satz 2 StPO die zur Mitwirkung bei der Entscheidung berufenen Gerichtspersonen namhaft zu machen.

Ich beantrage zu meinem Antrag einen Gerichtsbeschluss gem. § 238 Abs. 2 StPO und gem. § 35 Abs. 1 Satz 2 StPO die Aushändigung einer Kopie davon.
________________________________

 (Angeklagter)

Glaubhaftmachung:
- Protokoll der HV vom…
- dienstliche Erklärung des Richters
